

Rechtslage 

Der Verzicht auf die Verjährungseinrede dient in der Regel zur Vermeidung einer Klage oder Betreibung als verjährungsunterbrechende Massnahme.

Verjährungsverzichtserklärung

1. Einleitung

Mit dem Eintritt der Verjährung geht die Forderung zwar nicht unter, aber sie kann vor Gericht nicht mehr gegen den Willen des Schuldners durchgesetzt werden. Erhebt der Schuldner die Einrede der Verjährung, kann er gerichtlich nicht zur Leistung verpflichtet werden. Der Richter darf die Verjährung allerdings nur auf Einrede hin und nicht von Amtes wegen beachten.

2. Verjährungsfristen

Mit Ablauf von zehn Jahren verjähren alle Forderungen, für die das Bundeszivilrecht nicht etwas anderes bestimmt.

Mit Ablauf von fünf Jahren hingegen verjähren Forderungen für Miet-, Pacht- und Kapitalzinse sowie für andere periodische Leistungen, Forderungen aus Lieferung von Lebensmitteln, für Beköstigung und für Wirtsschulden, Forderungen aus Handwerksarbeit, Kleinverkauf von Waren, ärztlicher Besorgung, Berufsarbeiten von Anwälten, Rechtsagenten, Prokuratoren und Notaren sowie Forderungen aus dem Arbeitsverhältnis von Arbeitnehmern.

Daneben kennt das Gesetz auch kürzere Verjährungsfristen. Die Geltendmachung von Sachmängeln im Kaufrecht muss beispielsweise innerhalb von zwei Jahren erfolgen. Auch die Forderungen des Haftpflichtrechts verjähren regelmässig nach drei Jahren seit Feststellung des Schadens und des Schädigers.

3. Unterbrechung der Verjährung

Wird die Verjährung unterbrochen, beginnt die Verjährungsfrist von neuem zu laufen. Beruht die Forderung auf einem Verlustschein, verjährt sie erst nach Ablauf von 20 Jahren.

Die Verjährung kann entweder durch Einreichung der Klage an das Gericht bzw. des Schlichtungsgesuchs an den Friedensrichter oder durch Anhebung der Betreibung unterbrochen werden. Im Übrigen wird die Verjährung insbesondere auch durch Schuldanerkennung unterbrochen.

4. Verjährungsverzicht

Da sowohl eine Klage als auch eine Betreibung mit nicht unerheblichen Kosten verbunden sind, wird oftmals auf den Verjährungsverzicht zurückgegriffen.

Mit dem Verjährungsverzicht verzichtet der Schuldner gegenüber dem Gläubiger auf die Einrede der Verjährung für eine bestimmte Forderung. Er stellt keineswegs eine Anerkennung der Schuld, sondern nur die Verpflichtung des Schuldners dar, während einer bestimmten Zeit oder bis zu einem bestimmten Tag keinen Gebrauch von der Verjährungseinrede zu machen. Der Schuldner kann den Verjährungsverzicht einseitig und formlos erklären. Aus Beweisgründen sollte er jedoch schriftlich erfolgen. Der Verjährungsverzicht kann auch nach bereits eingetretener Verjährung noch gültig erklärt werden. Die Maximalfrist des Verzichts beträgt zehn Jahre, wobei in der Praxis oftmals ein Verzicht für ein oder zwei Jahre abgegeben wird, der wiederholt werden kann.

Verjährungsverzichtserklärung
[Partei 1] verzichtet gegenüber [Partei 2] in Bezug auf [Beschreibung der Forderung] die bereits erlaufene Verjährungszeit geltend zu machen, soweit die Verjährung bei Abgabe dieser Erklärung nicht bereits schon eingetreten ist.

Diese Verjährungsverzichtserklärung stellt keine Anerkennung einer Schuldpflicht dar und ist bis zum [Datum] befristet.

[Ort/Datum], [Unterschrift Partei 1]

